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Der Deutsche AnwaltVerein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV hat derzeit ca. 64.000 Mitglieder und ver-
tritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationa-
ler Ebene.  

Die Bundesministerin der Justiz hat auf dem 2. Deutschen Erbrechtstag ein Reformvorhaben 
zur Änderung des Erb-, insbesondere des Pflichtteilsrechtes vorgestellt. Wenig später wurde 
der Referentenentwurf (Stand 10.04.2007) veröffentlicht. Zu dem Entwurf wird im Folgenden 
Stellung genommen.  

 

I. Änderungen im Verjährungsrecht 

1. Vorbemerkung  

Der DAV hält die Anpassung des Verjährungsrechtes an das Schuldrechtsmodernisie-
rungsgesetz für sinnvoll. 

2. Art. 1 Nr. 1, 2, 5  

Gegen die Anpassung der Verjährung von familien- und erbrechtlichen Ansprüchen an 
die Regelverjährung des § 195 BGB ist nichts einzuwenden, da die Verjährung im Hin-
blick auf die Regelung in  § 199 Abs. 1 BGB kenntnisabhängig ausgestaltet und in 
§ 199 Abs. 3a BGB-E eine angemessene Höchstfrist vorgesehen ist. 

Auf diese Weise und durch die Streichung von § 1378 Abs. 4 BGB wird eine zu begrü-
ßende Angleichung der Verjährung von Zugewinnausgleichsansprüchen, Ansprüchen 
aus der Rückabwicklung unbenannter Zuwendungen und sonstigen familienrechtlichen 
Ansprüchen erreicht. Durch die Regelung des § 199 Abs. 3a BGB-E ist ferner auch ein 
Gleichlauf der Verjährungsfristen von Zugewinnausgleichsforderungen und Pflichtteils-
ansprüchen in den Fällen des § 1371 Abs. 2 und 3 BGB sicher gestellt. Dass die Ver-
jährung von Zugewinnausgleichsansprüchen hierdurch einer unterschiedlichen Höchst-
frist unterliegt, je nach dem ob die Beendigung des Güterstandes durch den Tod eines 
Ehegatten eingetreten ist oder auf andere Weise, erscheint hinnehmbar.  

3. Art. 1 Nr. 11 und Nr. 15 

Der besseren Übersichtlichkeit halber und aus gesetzessystematischen Erwägungen 
heraus (der Beginn der Verjährung ist in § 200 BGB geregelt) erscheint es erwägens-
wert, die Verjährungsregelungen der §§ 2018 Abs. 2 und 2130 Abs. 3 BGB-E in § 197 
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Abs. 1 Nr. 2 a) und b) BGB n.F. aufzunehmen. 

Es kann offen bleiben, ob es einer Sonderregelung im Hinblick auf die Höchstfrist des 
§ 199 Abs. 3a BGB-E bedarf oder ob nicht eine 3-jährige Frist ab Kenntnis mit einer 
entsprechenden Höchstfrist von 30 Jahren, die sich aus dem beabsichtigten Wortlaut 
des § 199 Abs. 3a BGB-E bereits ableiten ließe, hinreichend ist. Im Hinblick auf den 
Gleichlauf zu § 197 Abs. 1 Nr. 1 BGB ist die Sonderregelung folgerichtig. 

4. Art. 1 Nr. 3 

Die Verlängerung des Hemmungstatbestandes in § 207 BGB-E ist wegen der fakti-
schen Abhängigkeit der Kinder von den Eltern während der Ausbildungszeit zu begrü-
ßen. Auch erscheint es richtig, die Hemmung durch ein Höchstalter zu begrenzen, da 
die Hemmung ansonsten im Einzelfall uferlos zu werden droht. Es wäre allerdings zu 
überdenken, ob die Vollendung des 21. Lebensjahres der richtige Zeitpunkt ist, da zu-
mindest die Dauer eines typischen akademischen Ausbildungsverhältnisses in der Re-
gel über diesen Zeitpunkt hinaus reicht. Zu denken wäre an die Vollendung des 25. 
Lebensjahres. Zu diesem Zeitpunkt wird ein Kind in aller Regel eine Erstausbildung 
oder ein Erststudium abgeschlossen haben. Auch ist der Zeitraum wohl nicht zu lang 
gewählt, da eine weitere Begrenzung des Hemmungstatbestandes darin liegt, dass die 
Kinder weiterhin dem Hausstand der Eltern angehören müssen. Es wäre eine entspre-
chende Anpassung im Rahmen von § 1603 BGB zu erwägen. 

5. Art. 1 Nr. 4, 6, 18, 25 

Die Ansprüche aus einem Verlöbnis, §§ 1298 ff. BGB und Ausgleichsansprüche gegen 
Beschenkte gemäß §§ 1390, 2329 und 2287 BGB sollen nach der Regelverjährung 
kenntnisunabhängig verjähren. Hiergegen ist nichts einzuwenden.  

Die kurze (bzw. nach der beabsichtigten Neuregelung: regelmäßige) Verjährung von 
Pflichtteilsansprüchen veranlasst in der Praxis nicht selten Pflichtteilsberechtigte, die in 
Berliner Testamenten (§ 2269 BGB ) als Schlusserben eingesetzt sind, zur Geltend-
machung von Pflichtteilsansprüchen, weil sie nicht absehen können, wie sich das Ver-
mögen in den Händen des längerlebenden Ehegatten entwickelt. Der DAV hält daher 
eine Stundungsmöglichkeit bis zum Tod des länger lebenden Ehegatten für erwägens-
wert. Den testierenden Eheleuten könnte gestattet werden, die Stundung des mögli-
chen Pflichtteilsanspruches letztwillig zu verfügen. Der Pflichtteilsberechtigte hätte die 
Wahl, ob er von dieser Stundung Gebrauch macht oder seinen Pflichtteilsanspruch gel-
tend macht, seine verfassungsrechtlich geschützte Mindestteilhabe bliebe mithin ge-
wahrt. Im Ergebnis würde dem Erblasser mithin ermöglicht, durch Verfügung von To-
des wegen die Fälligkeit des Pflichtteilsanspruches auf den Tod des letztversterbenden 
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Ehegatten hinauszuschieben, wobei die Stundung und damit die Vermeidung der Ver-
jährung von der Mitwirkung des Pflichtteilsberechtigten abhinge. Der Pflichtteilsan-
spruch wäre zu verzinsen, es wäre an eine Sicherung des Anspruchs zu denken. 

II. Änderung erbrechtlicher Vorschriften 

1.      Vorbemerkung  

 Der DAV begrüßt den Ansatz des Entwurfs, unter Berücksichtigung der in den letzten 
Jahren geführten Reformdiskussion behutsame Veränderungen (insbesondere im 
Pflichtteilsrecht) vorzunehmen. Der Entwurf beachtet die verfassungsrechtlichen Vor-
gaben und die vom Bundesverfassungsgericht zu Recht zugrunde gelegte, nach wie 
vor herrschende Rechtüberzeugung einer unentziehbaren Mindestbeteiligung naher 
Angehöriger am Nachlass. Der DAV begrüßt, dass die Pflichtteilsquote unverändert 
bleiben soll.  

2.      Art. 1 Nr. 12 - §§ 2050, 2053 

Das mit dem Reformvorschlag verbundene Ziel kann heute bereits durch entsprechen-
de letztwillige Anordnungen (Vermächtnis, Teilungsanordnung, Kürzung des Erbteils) 
erreicht werden. Fraglich ist, ob die vorgesehene nachträgliche Anrechnungsbestim-
mung nicht zu sehr in die Dispositionsfreiheit des beschenkten Erben bzw. Pflichtteils-
berechtigten eingreift. Zum Zeitpunkt der Zuwendung, die voraussetzt, dass sich 
Schenker und Beschenkter vertraglich einigen, ist für den Beschenkten nicht voraus-
sehbar, ob die Zuwendung zu erbrechtlichen Konsequenzen führt. Eine nachträgliche 
einseitige Veränderung der Rechtswirkungen der Zuwendungen ist insbesondere in 
den Fällen problematisch, in denen mehrere Abkömmlinge gleichmäßig durch Zuwen-
dungen begünstigt werden. Solche Zuwendungen berücksichtigen den - in der Rechts-
praxis von den Betroffenen als besonders bedeutend angesehenen - Gleichbehand-
lungsgrundsatz. Die Erwartung der Gleichbehandlung würde enttäuscht, wenn eine der 
Zuwendungen nachträglich zu einer Reduzierung des Erbanteils bzw. bei § 2315 der 
Mindestteilhabe führt, obwohl die anderen Zuwendungen erbrechtlich bzw. im Hinblick 
auf die 10-Jahresfrist in § 2325 Abs. 3 BGB pflichtteilsrechtlich unberücksichtigt blie-
ben. Ein möglicherweise zum Zuwendungszeitpunkt nicht (nur) willkommenes Ge-
schenk würde, ohne dass der Beschenkte hierauf Einfluss hätte, zur Reduzierung des 
Pflichtteils herangezogen werden können.  

Bedenklich ist dies insbesondere bei Schenkungen, die vor Inkrafttreten der Neurege-
lung vollzogen wurden, deren Anrechnung nachträglich ebenfalls verfügt werden könn-
te. Aber auch bei Schenkungen an Minderjährige ergeben sich besondere Bedenken. 
Zwar führen nur wirtschaftlich nachteilige Auswirkungen (hier: auf den Pflichtteil) nicht 
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zu einer vormundschaftsgerichtlichen Genehmigungspflicht entsprechend § 2347 Abs. 
1 BGB (vgl. BGHZ 24, 372). Gleichwohl wird die Anrechnung einer lange zurückliegen-
den, häufig bereits verbrauchten Zuwendung auf den Pflichtteil als zusätzliche, überra-
schende Zurücksetzung empfunden werden.  

Es scheint deshalb erwägenswert, zumindest Schenkungen an Minderjährige von der 
nachträglichen Anrechnung auszunehmen. Geprüft werden sollte weiter, ob nicht Zu-
wendungen ausgenommen werden, die lange Zeit (z.B. analog der geltenden Fassung 
des § 2325 Abs. 3 BGB 10 Jahre) vor dem Erbfall bewirkt wurden . 

3.      Art. 1 Nr. 13, 14 - §§ 2057a, 2057 b 

Das Bestreben, die private Pflege wegen ihres hohen sozialen Stellenwerts auch im 
Erbrecht zu privilegieren, findet die Zustimmung des DAV. Sowohl die Erweiterung der 
Ausgleichung auf alle gesetzliche Erben wie der Wegfall der Einschränkung, dass der 
Pflegende auf berufliches Einkommen verzichtet hat, sind zu begrüßen. 

Die vorgesehene regelmäßige Bewertung der Pflegeleistungen anhand der Pflegesät-
ze des § 36 Abs. 3 SGB IX wird dagegen vielen Fällen nicht gerecht. Diese Pflegesät-
ze orientieren sich am unabdingbar Notwendigen und sind zudem durch die finanzielle 
Lage der Pflegeversicherung bestimmt. Familiäre Pflege geht dagegen sehr oft darüber 
hinaus. War der pflegebedürftige Erblasser vermögend, wird durch die familiäre Pflege 
oft auch ein weit höherer Betrag erspart. Aufwändigere Pflegemaßnahmen, die der An-
gehörige geleistet hat, wären anderweit beschafft und vergütet worden. Die „Fest-
schreibung" von Bewertungsgrundsätzen hätte auch Auswirkungen auf die Bemessung 
von Pflegeleistungen in Übertragungsverträgen, für die im Zweifel ebenfalls die Rege-
lung des § 2057 b Abs. 2 E herangezogen würde, wie es gegenwärtig nicht selten in 
der Praxis gehandhabt wird (vgl. hierzu Bamberger/Roth/Mayer, BGB, § 2325 Rdnr. 
27). Um den unterschiedlichen denkbaren Fallgestaltungen gerecht zu werden, emp-
fiehlt der DAV, die Beträge des § 36 Abs. 3 SGB XI nur als Mindestbeträge vorzusehen 
und im Übrigen eine Abwägung nach dem Umfang der erbrachten Dienste und dem 
Wert, den sie für den Erblasser und dessen Vermögen hatten, vorzunehmen. 

4. Art. 1 Nr. 16, 17 - §§ 2182, 2183  

 Gegen die Ersetzung des Wortes „Gewährleistung“ durch den Begriff „Haftung“ und die 
Anpassung der Terminologie in § 2183 S. 3 BGB an das Schuldrechtsmodernisie-
rungsgesetz ist nichts einzuwenden. 

Durch die Ersetzung des Wortes „Sache“ durch den Begriff „Gegenstand“ wird klarge-
stellt, dass die Regelung auch für das bereits durch den Verweis auf §§ 452, 453 BGB 
erfasste Vermächtnis von Schiffen, Rechten oder sonstigen Gegenständen gilt. Folge-
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richtig müsste auch in Satz zwei der Begriff „Sache“ durch „Gegenstand“ ersetzt wer-
den. 

In § 2182 Abs. 1 S. 3 BGB wird auf § 444 BGB verwiesen. Die herrschende Meinung 
versteht diesen Verweis dahingehend, dass § 444 BGB nur für Vereinbarungen zwi-
schen Beschwertem und Bedachtem eine Grenze setzt und nicht für die Frage, inwie-
weit der Erblasser die Rechtsmängelhaftung ausschließen dürfen soll (repräsentativ 
etwa AnwKomm/J.Mayer, BGB, Band 5, 2. Aufl., § 2182, Rn. 1 und 6 m.w.N.). Hier wä-
re eine Klarstellung wünschenswert. 

§ 2182 BGB verweist in Abs. 1 S. 1 auf § 435, nicht jedoch auf § 434 BGB. Über den 
Verweis auf § 453 BGB erfolgt dann aber doch wieder ein Verweis auf die §§ 434 ff. 
BGB. Auch hier wäre eine Klarstellung wünschenswert. 

§ 2182 BGB gewährt durch den Verweis auf § 435 BGB einen Anspruch auf Rechts-
mängelfreiheit. Ein Verweis auf die §§ 437-441 BGB unterbleibt jedoch. Daher ist um-
stritten, ob sich die Haftung für Rechtsmängel nach allgemeinen Vorschriften (so bspw. 
Bamberger/Roth/Müller-Christmann, BGB, § 2182, Rn. 3) oder nach Kaufrecht (so 
bspw. Palandt/Edenhofer, BGB, 66. Auflage, § 2182, Rn. 2 und Schlichting, ZEV 2002, 
478) richtet, was insbesondere im Hinblick auf die Anwendbarkeit der §§ 438, 439, 
441, 442 BGB von Bedeutung ist. Auch hier wäre eine Klarstellung wünschenswert. 

Die Anpassung der Terminologie in § 2183 BGB-E („Schadensersatz statt der Leis-
tung“ statt „Schadensersatz wegen Nichterfüllung“) an die §§ 280 ff. BGB ist zu begrü-
ßen. Der Zusatz „ohne dass es einer Fristsetzung mit Ablehnungsandrohung bedarf“ ist 
wohl nur eine Klarstellung. Schon im Rahmen von §§ 280 Abs. 1 und 3, 281 Abs. 1 und 
2, 440 BGB (der über die Verweisung des § 2183 S. 2 Anwendung findet) ist nach der 
Rechtsprechung des BGH (Beschuss vom 8.12.2006, Az. V ZR 249/05, ZGS 2007, 
109) eine Nachfristsetzung im Falle der Arglist wegen Unzumutbarkeit i.S.d. § 440 
BGB nicht erforderlich. Eine Ablehnungsandrohung verlangen die §§ 280 Abs. 1 und 3, 
281 BGB ohnehin nicht. Die Klarstellung ist aber wohl erforderlich, weil § 2183 S. 3 
BGB als Rechtsfolgenverweis verstanden wird. 

§ 2183 S. 1 BGB beschränkt den Nacherfüllungsanspruch auf Nachlieferung, obwohl 
die Nachbesserung die weniger belastende Möglichkeit für den Beschwerten darstellen 
kann. Es wird in Satz 3 auf die §§ 434 ff. BGB verwiesen. Daher sollte ein Gleichlauf zu 
§ 439 Abs. 1 BGB mit der Modifikation hergestellt werden, dass der Vermächtnis-
schuldner wählen kann, ob er nachbessern oder nachliefern will.. Entgegen der herr-
schenden Lehre (vgl. etwa AnwKomm/J. Mayer, BGB, Band V, 2. Aufl., § 2183 BGB, 
Rn. 5; KK-Erbrecht/Schiemann, 2007, § 2183, Rn. 1; Palandt/Edenhofer, BGB, 66. Auf-
lage, § 2183, Rn. 1) würde der Vermächtnisschuldner durch ein Wahlrecht des Ver-
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mächtnisnehmers zu sehr belastet, wie insbesondere auch § 2170 BGB zeigt. 

5. Art. 1 Nr. 20 - § 2306 Abs. 1 

Das Bestreben, die Anwendungsprobleme (und damit Unsicherheiten) zu verringern, 
die daraus resultieren, dass § 2306 BGB unterschiedliche Rechtsfolgen an die Größe 
des „hinterlassenen Erbteils" knüpft (vgl. zu diesen Schwierigkeiten etwa Marotzke AcP 
191, 563 ff), ist anerkennenswert. Die Einführung eines allgemeinen Ausschlagungs-
rechts des beschwerten und/oder belasteten pflichtteilsberechtigten Testatserben, mit 
dem er auf den Pflichtteil übergehen kann, lässt aber gewichtige Wertungswidersprü-
che und Dispositionsrisiken bestehen. Außerdem dürfte sie in erhöhtem Maße zu Ket-
tenausschlagungen führen. Die Nachlassregulierung kann dadurch erheblich verzögert 
werden. 

Der pflichtteilsberechtigte belastete oder beschränkte Erbe kann weiterhin durch die in  
§ 2305 BGB beibehaltene Möglichkeit des Zusatzpflichtteils in die Irre geleitet werden. 
Wird ihm etwa ein Erbteil zugewandt, der zwar der Pflichtteilsquote entspricht oder die-
se sogar übersteigt, und ist dieser Erbteil gleichzeitig durch Vorausvermächtnisse ge-
schmälert, könnte er irrigerweise davon ausgehen, dass diese Schmälerungen auch 
über § 2305 BGB jedenfalls bis zur Höhe des Pflichtteilswerts ausgeglichen werden. §§ 
2318 Abs. 3 und  2319 BGB können ihn in dieser Sicht noch bestärken. Stattdessen 
wird schon heute ein Ausgleich mit der Begründung ausgeschlossen, der pflichtteilsbe-
rechtigte beschränkte Erbe hätte sich durch Ausschlagung von den Belastungen be-
freien können und müsse daher die ihn treffenden Beschränkungen und Belastungen 
auch auf Kosten seines Pflichtteils tragen. Aber selbst wenn ihm diese Rechtsfolge be-
kannt wäre, müsste er für seine Entscheidung die wahren Wertverhältnisse und gege-
benenfalls auch etwaige ausgleichungspflichtige Zuwendungen des Erblassers an sei-
ne Geschwister kennen, die seinen Pflichtteil gem. § 2316 Abs. 1 BGB erhöhen. Au-
ßerdem bleibt die Streitfrage ungeklärt, ob es für die Feststellung, ob der hinterlassene 
Erbteil i.S.d. § 2305 BGB kleiner/gleich oder größer als die Hälfte des gesetzlichen 
Erbteils ist, auf die Quote (sog. Quotentheorie, KK-Erbrecht/Lindner, § 2305 BGB Rn. 
3; § 2306 Rn. 4 m.w.N.) oder auf den Wert (sog. Werttheorie, RGZ 113, 45, 48; OLG 
Celle ZEV 1996, 307, 308; offen BGH NJW 1993, 1197 f) ankommt. Auf alle diese Fra-
gen muss er innerhalb der 6-wöchigen Ausschlagungsfrist eine verlässliche Antwort 
finden, um eine seinen Interessen gerechte Entscheidung treffen zu können, auch 
wenn die Praxis versucht, durch Hinausschieben des Beginns der Ausschlagungsfrist 
Abhilfe zu schaffen (vgl. KK-Erbrecht/Lindner, § 2306 Rn. 22). 

Indem der Pflichtteilsberechtigte bei Annahme der Erbschaft die Belastungen und Be-
schwerungen auch tragen muss, soweit dadurch das Hinterlassene im Wert unter den 
Pflichtteilsanspruch sinkt, zeigt sich zudem ein Wertungswiderspruch zu dem ansons-
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ten bestehenden Vorrang des Pflichtteilsanspruchs vor den Rechten von Vermächtnis-
nehmern und Auflagenbegünstigten (§§ 2318, 2319, 2322 BGB, 327 Abs. 1 Nrn. 1, 2, 
Abs. 2 InsO). Danach ist etwa der Pflichtteilsanspruch des Ausschlagenden vorrangig 
vor Vermächtnisansprüchen oder Auflagen zu erfüllen (vgl. BGHZ 106, 359, 365 f.; 19, 
309, 311). Nach § 2319 BGB kann er nach der Teilung seinen Pflichtteil in voller Höhe 
gegen einen anderen Pflichtteilsberechtigten verteidigen. Dieser Wertungswiderspruch 
sollte dadurch aufgelöst werden, dass man dem pflichtteilsberechtigten belasteten Er-
ben neben der Ausschlagung auch das Recht gibt, die Belastungen soweit zu kürzen, 
dass ihm in jedem Fall der Pflichtteil verbleibt. Gleichzeitig wird das Risiko von Ketten-
ausschlagungen verringert, da der Pflichtteilsberechtigte nicht notwendig ausschlagen 
muss, um sich den Pflichtteilswert zu sichern. Letztlich wird dadurch der Erblasserwil-
len eher gewahrt: seine Anordnungen bleiben wenigstens zum Teil in Kraft, statt dass 
sie durch eine Ausschlagung gänzlich beiseite geschoben werden. Die konträren 
Grundrechtspositionen Testierfreiheit und Mindestbeteiligung naher Angehöriger am 
Nachlass würden so in ein schonenderes Verhältnis gesetzt. 

Es sollte daher überprüft werden, ob man nicht den Vorschlag Rauschers (Reformfra-
gen des gesetzlichen Erb- und Pflichtteilsrechts, Regensburg 1993, Bd. 2, 2. Tb., S. 
166 ff, bes. S. 183) aufgreift und jedenfalls bei Beschwerungen neben der Ausschla-
gungsmöglichkeit auch ein Kürzungsrecht zum Schutz des Pflichtteilsanspruchs vor-
sieht. 

Über diesen Vorschlag hinaus sollte überlegt werden, ob eine Abwicklungstestaments-
vollstreckung und/oder eine Teilungsanordnung, die den Wert der Zuwendungen nicht 
beeinträchtigen, zu einer Ausschlagung berechtigen sollen. Auch insoweit könnte dem 
Erblasserwillen Rechnung getragen werden, ohne dass die Gewährleistung der Min-
destteilhabe am Nachlass Schaden nähme.  

6. Art. 1 Nr. 21 - § 2315 Abs. 1 

Gegen die nachträgliche Anrechnungsbestimmung erheben sich die Bedenken, die bei 
der nachträglichen Anordnung der Ausgleichungspflicht (s.o. zu Art. 1 Nr. 12) erörtert 
wurden. 

7. Art. 1 Nr. 22 - § 2316 Abs. 1 S. 1 

Die Einbeziehung des neu geschaffenen § 2057 b in die Pflichtteilsberechnung ist kon-
sequent. Der Wortlaut des § 2316 Abs. 1 S. 1 BGB greift aber nunmehr zu kurz, weil er 
sich nur auf die Berechnung des Pflichtteils eines Abkömmlings bezieht, während  
§ 2057 b über die Abkömmlinge hinaus alle gesetzlichen Erben in die Ausgleichung 
einbezieht. Es kann daher durchaus sein, dass der gesetzliche Erbteil, damit aber auch 
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der Pflichtteil eines Ehegatten, der den verstorbenen Ehegatten gepflegt hat, durch 
ausgleichungspflichtige Pflegeleistungen erhöht oder – sofern der Verstorbene durch 
ein Kind oder einen Enkel gepflegt wurde – gemindert würde. Es wird daher vorge-
schlagen,  
§ 2316 Abs. 1 wie folgt zu fassen: 

Der Pflichtteil bestimmt sich, wenn im Falle der gesetzli-
chen Erbfolge mehrere Erben vorhanden sind und unter 
ihnen eine Zuwendung des Erblassers oder Leistungen 
der in §§ 2057a, 2057b bezeichneten Art zur Ausglei-
chung zu bringen sein würden, nach demjenigen, was auf 
den gesetzlichen Erbteil unter Berücksichtigung der Aus-
gleichungspflichten bei der Teilung entfallen würde. Wer 
durch Erbverzicht von der gesetzlichen Erbfolge ausge-
schlossen ist, bleibt bei der Berechnung außer Betracht. 

8.      Art. 1 Nr. 23 - § 2325 Abs. 3 

Der Vorschlag, die ergänzungspflichtige Schenkung zeitanteilig zu mindern, begegnet 
Bedenken. Durch die Zehnjahresfrist sollten Schenkungen in Benachteiligungsabsicht 
praktisch ausgeschlossen werden, weil man den Gerichten den Nachweis einer sol-
chen Absicht ersparen wollte (Prot. V, S. 453, 587). Dieser Regelungszweck kann mit 
der vorgeschlagenen pro-rata-Lösung (die in den praxisrelevanten und wirtschaftlich 
bedeutsamen Fällen der Grundstücksübertragung unter Nießbrauchsvorbehalt ohnehin 
nicht eingreifen würde (vgl. BGH NJW 1994, 1791 zum Fristenlauf)) nicht mehr erreicht 
werden, weil die Benachteiligung des Pflichtteilsberechtigten, die möglicherweise ein-
ziger Zweck der Zuwendung war, schon ab dem ersten Jahr nach der Zuwendung ein-
tritt.  

Der Regelungszweck des BGB-Gesetzgebers (Schutz des Pflichtteilsberechtigten vor 
benachteiligenden Schenkungen) rechtfertigt die (als hart empfundene) Fristenlösung, 
weil sie die erstrebte benachteiligende Wirkung für den Schenker unkalkulierbar macht. 
Die 10-Jahresfrist entspricht im Übrigen der Frist für die Anfechtung vorsätzlich be-
nachteiligender Rechtshandlungen gem. §§ 133 InsO, 3 AnfG, ohne dass dort bisher 
der Einwand einer willkürlichen Grenzziehung erhoben worden wäre.  

Behält man die „Abschmelzungslösung“ bei, müsste über das Niederstwertprinzip des  
§ 2325 Abs. 2 S. 2 BGB nachgedacht werden. Denn es hat unter Umständen eine 
doppelte Benachteiligung des Pflichtteilsberechtigten zur Folge: Neben den zeitbeding-
ten Wertverlust zwischen Schenkung und Erbfall tritt zusätzlich die zeitanteilige Ver-
minderung des § 2325 Abs. 3 E. Überdies würden Zuwendungen an Ehegatten gegen-
über Zuwendungen an Dritte wegen § 2325 Abs. 3 S. 3 E (jetzt noch § 2325 Abs. 3 S. 
2) regelmäßig benachteiligt, da eine zeitanteilige Minderung unabhängig vom Zeitpunkt 
der Zuwendung für den Regelfall ausscheidet, in dem die Ehe durch den Tod des Erb-
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lassers aufgelöst wird. 

Zu prüfen wäre in diesem Zusammenhang, ob diese, den Ehegatten benachteiligende 
Sonderregelung nicht ohnehin aufzugeben ist und auch die Berücksichtigung von Ei-
gengeschenken (§ 2327 BGB) einer entsprechenden zeitlichen Begrenzung unterwor-
fen wird. 

Im Übrigen begrüßt der DAV, dass der Entwurf Vorschlägen nicht gefolgt ist, die 
Schenkungen an gemeinnützige Stiftungen privilegieren wollen. Selbst wenn dies in 
einzelnen Fällen erwägenswert wäre, würden – gerade bei der notwendigen Einbezie-
hung des europäischen Rechtsraums – erhebliche Missbrauchsmöglichkeiten geschaf-
fen, mit denen die verfassungsfeste Mindestbeteiligung der Pflichtteilsberechtigten un-
terlaufen werden könnte.  

9. Art. I Nr. 24 - § 2331a 

Es ist uneingeschränkt positiv zu bewerten, dass der Gesetzgeber beabsichtigt, die 
bislang praktisch bedeutungslose Stundungsmöglichkeit des § 2331a BGB zu verbes-
sern und sie jedem Erben einräumen will. Der DAV befürchtet, dass auch die Neufas-
sung noch zu hohe und zu unbestimmte Hürden für eine Stundung aufbaut und des-
halb das Ziel des Entwurfs, eine praxisgerechte Stundungsmöglichkeit zu schaffen, 
nicht erreichen wird.  

Insbesondere die Merkmale „unbillige Härte“ und „wirtschaftliche Lebensgrundlage“ 
werden in vielen Fällen, in denen die sofortige Erfüllung des Pflichtteilsanspruchs zu 
schweren Belastungen führt, weil die liquiden Mittel fehlen und erst mühsam beschafft 
werden müssen, nach wie vor eine Stundung verhindern. Es wird daher vorgeschla-
gen, die Stundungsmöglichkeit nach dem Vorbild des § 1382 Abs. 1 BGB zu erweitern 
und grundsätzlich in allen Fällen zuzulassen, in denen eine sofortige Erfüllung mangels 
liquider Mittel zu nicht unerheblichen Wertverlusten oder zur Aufgabe des Familien-
heims führen kann.  

Ein weiterer Aspekt betrifft das – rechtspolitisch auch in anderen Reformvorhaben an-
gestrebte – Ziel, den Fortbestand von Unternehmen durch den Erbfall nicht zu gefähr-
den. In der Praxis werden nicht selten (gerade mittelständische) Unternehmen durch 
die Geltendmachung von Pflichtteilsansprüchen in ihrem Bestand beeinträchtigt, wenn 
nicht sogar in ihrer Existenz bedroht. Die im Entwurf vorgeschlagenen Abhilfemaß-
nahmen sind nicht ausreichend, um Härtefällen vorzubeugen (vgl. hierzu Oechsler, 
AcP 200 (2000) 603, 617; Scherer in: Scherer/Blanc/Kormann/Groth/Wimmer, Famili-
enunternehmen. Erfolgsstrategien zur Unternehmenssicherung, 2005, Kap. 3 Rn 51). 
Dieser Umstand und die Erkenntnis, dass bei der (Unternehmens-) Nachfolge im land-
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wirtschaftlichen Bereich die Regelung in § 2312 BGB aus verfassungsrechtlicher Sicht 
zu weit geht (Fehlen eines Nachabfindungsanspruches des Pflichtteilsberechtigten bei 
nur kurzer Fortführung des Betriebes nach dem Erbfall und anschließender Veräuße-
rung - BGHZ 98, 382, 388), gibt zu der Erwägung Anlass, § 2331 a BGB um Regelun-
gen zur Unternehmensnachfolge zu ergänzen und § 2312 BGB durch die Stundungs-
regelung zu ersetzen (vgl. hierzu Lange in: Röthel (Hrsg.), Reformfragen des Pflicht-
teilsrechtes, S. 57ff). Karsten Schmidt hat in diesem Zusammenhang angeregt (Re-
formfragen des Pflichtteilsrechtes, S. 47 f.), dass zeitlich begrenzt der Pflichtteilsan-
spruch durch eine typische stille Beteiligung oder Unterbeteiligung am Unternehmen 
erfüllt wird („Vermächtnislösung"). Diese begegnet Bedenken, weil sie den Pflichtteils-
berechtigten gegen dessen Willen am Unternehmenserfolg (wie er in den Händen des 
Erben nach dem Stichtag eintritt) beteiligt. § 2331 a BGB sollte aber ausdrücklich (wie 
beispielsweise auch von Schmidt, a.a.O., gefordert) Unternehmen und Gesellschafts-
anteile nennen und die Rücksichtnahme auf die Liquiditätsinteressen des Unterneh-
mens als Abwägungsgesichtspunkt aufführen. Dem Interesse des Pflichtteilsberechtig-
ten ist in diesem Zusammenhang, auch im Lichte der verfassungsrechtlichen Rechts-
lage Rechnung zu tragen, etwa durch eine ausdrücklich anzuordnende, nicht nur faku-
taltive Sicherung seines Anspruches (§ 2331 a Abs. 2 Satz 2 verweist auf § 2382, dort 
wird in Absatz 4 Art und Umfang der Sicherheitsleistung in das jeweilige Ermessen des 
Gerichts gestellt). 

Für den Fall, dass der Pflichtteilsberechtigte dringend auf die Erfüllung des Pflichtteils-
anspruchs angewiesen ist, soll er im Rahmen einer Interessenabwägung der Stundung 
widersprechen können (s. auch Lange, DNotZ 2007, 8494 ff.).  

Dass über die Stundung das Nachlassgericht entscheiden soll, entspricht der bisheri-
gen Rechtslage, ist aber an sich nicht systemgerecht, weil Pflichtteilsstreitigkeiten vor 
den ordentlichen Gerichten ausgetragen werden. An diesem Beispiel zeigt sich, dass 
über die Einrichtung eines „Großen Nachlassgerichtes" nachgedacht werden sollte, es 
wird an anderer Stelle Gelegenheit sein, auf diesen Aspekt einzugehen.  

10. Art. I Nrn. 26, 27 - §§ 2333 ff.  

Der DAV begrüßt die angestrebte Erweiterung der Pflichtteilsentziehungsgründe, mit 
der der Testierfreiheit des Erblassers größerer Raum gegeben wird. Dies gilt auch für 
die Tatsache, dass – entsprechend den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zu 
§ 2333 Nr. 4 BGB-E – auf die Schuldfähigkeit verzichtet und eine Unterbringung in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus einer Verurteilung gleich gestellt wird. Damit finden 
Zumutbarkeitsgesichtspunkte auf Seiten des Erblassers größere Berücksichtigung.  

Die meisten Pflichtteilsentziehungen stützen sich in der Praxis auf § 2333 Nr. 2, 3 und 
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5 BGB geltender Fassung (vgl. Vollmer, Verfügungsverhalten von Erblassern und des-
sen Auswirkungen auf das Ehegattenerbrecht und das Pflichtteilsrecht, 2001, S. 123). 
Tatsächlich erfolgt die Pflichtteilsentziehung aber wegen eines Verhaltens des Berech-
tigten, das man mit einer groben Verletzung der vom Bundesverfassungsgericht her-
vorgehobenen gegenseitigen Solidarpflichten bezeichnen könnte (vgl. hierzu jüngst 
OLG Hamm, Urt. v. 22.2.2007, Az. 10 U 111/06: Versagen von Hilfe in hilfsbedürftiger 
Lage, Hineinziehen in die Schuldenfalle und BVerfG, Beschluss vom 19.4.2005, Az. 1 
BvR 188/03: Verbot jeglichen Kontaktes zu Kindern und Enkelkindern trotz schwerer 
Krankheit; vgl. auch BGH FamRZ 1977, 47: seelische Misshandlungen; BGH NJW 
1974, 1084: unlauterer Wettbewerb gegen den Erblasser; BGH NJW-RR 1986, 371: 
Veruntreuung von anvertrauten Geldern). 

Der DAV begrüßt aus der Erwägung heraus, dass Verfehlungen gegenüber den ge-
nannten Personen den Erblasser genauso hart treffen können wie Verfehlungen gegen 
ihn selbst, ausdrücklich die Erweiterung des geschützten Personenkreises in § 2333 
Nr. 1 und 2 BGB-E.  

Die Formulierung „ähnlich nahe stehende Person“ könnte aber im Hinblick auf die vom 
Bundesverfassungsgericht geforderte Normenklarheit zu Beanstandungen führen. An-
dererseits enthält beispielsweise § 1579 Nr. 2 BGB ähnliche Formulierungen. Zu erwä-
gen wäre es zur Klarstellung, den nichtehelichen Lebensgefährten und den eingetra-
genen Lebenspartner ausdrücklich zu nennen, um den Personenkreis einigermaßen 
einzugrenzen. Der Auffangtatbestand („ähnlich nahe stehenden Person“) hätte dann 
noch vor allem für Stief- und Pflegekinder Bedeutung. 

Nach Ansicht des Ausschusses sollte die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts zur Schuldunfähigkeit des Pflichtteilsberechtigten klarstellend erwähnt werden 
(Beschluss vom 19.4.2005, Az. 1 BvR 1644/00), da in § 2333 Nr. 4 BGB-E die Anord-
nung einer Unterbringung in einem psychischen Krankenhaus der Verurteilung gleich-
gestellt wird, um nicht einen Umkehrschluss zu begründen.  

Regelungsvorschlag: 

Der Erblasser kann einem Abkömmling den Pflichtteil ent-
ziehen, wenn der Abkömmling 1. erkennbar und ernsthaft 
bestrebt war, den Erblasser, den Ehegatten oder einge-
tragenen Lebenspartner des Erblassers, seinen nichtehe-
lichen Lebensgefährten, einen anderen Abkömmling oder 
eine dem Erblasser ähnlich nahe stehende Person zu tö-
ten, es sei denn, dies geschah nicht widerrechtlich; die 
strafrechtliche Schuldunfähigkeit des Berechtigten steht 
einer Entziehung nicht entgegen; 

Gegen die Streichung des geltenden § 2333 Nr. 2 BGB bestehen keine Bedenken, da 
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sein Anwendungsbereich in dem des § 2333 Nr. 2 BGB-E aufgeht (wie bisher schon 
die körperliche Misshandlung des Stiefelternteils und der Abkömmlinge (herrschende 
Meinung, vgl. KK-Erbrecht/Lindner, 2007, § 2333, Rn. 10; § 2334, Rn. 1; AnwKomm/St. 
Herzog, BGB, Band V, 2. Aufl., 2007, § 2333, Rn. 11; § 2334, Rn. 2). Insofern handelt 
es sich bei der Zusammenfassung der bisherigen Nrn. 2 und 3 wohl eher um eine klar-
stellende Änderung, die allerdings zu begrüßen ist.  

Der DAV hält es für richtig, den Regelungsgehalt des bisherigen § 2333 Nr. 4 BGB bei-
zubehalten, auch wenn die Norm bisher kaum praktischen Anwendungsbereich hatte 
(anders wohl nur Schnur, Die Pflichtteilsentziehung, 1982, S. 148). Wer zu Lebzeiten 
nicht bereit ist, Solidarleistungen an Familienangehörige zu erbringen, sollte nicht nach 
dem Tod eben dieser Familienangehörigen Solidarleistungen in Form von Geldzahlun-
gen aus deren (vielleicht später hinzuerworbenen) Vermögen der Angehörigen erwar-
ten können. 

Überdenkenswert erscheint es, ob der Gesetzesentwurf an dem Merkmal „böslich“ 
festhalten sollte. Hierzu fordert die heute herrschende Lehre (einschlägige Rechtspre-
chung gibt es, soweit ersichtlich, zu diesem Tatbestandsmerkmal nicht) zum einen, 
dass der Berechtigte die Bedürftigkeit des Erblassers und die eigene Verpflichtung 
kennt und ihr dennoch nicht nachkommt (dies war aus Sicht der Motive ausreichend 
zur Verwirklichung des Tatbestandes, vgl. Motive V, S. 434; ausgeschlossen sein soll-
ten nur Fälle der Fahrlässigkeit). Darüber hinaus muss er „verwerflich“ gehandelt ha-
ben (so z.B. MüKo/Frank, BGB; § 2333, Rn. 12). Daher hält der Ausschuss es für er-
wägenswert, statt „böslich“ den Begriff „gröblich“ analog § 1611 BGB zu wählen. Unter 
dieser Formulierung wird eine vorsätzliche schwere Verfehlung verstanden, ohne dass 
es auf eine gesonderte Verwerflichkeitsprüfung ankommt.  

Erwägenswert erscheint darüber hinaus eine Ausweitung auf den in der Nr. 1 genann-
ten Personenkreis. Eine Überdehnung des Tatbestandes ist wegen der Verweisung auf 
das Unterhaltsrecht nicht zu erwarten, da nicht gegenüber jedermann Unterhaltspflich-
ten bestehen. 

Regelungsvorschlag:  

3. die ihm dem Erblasser gegenüber gesetzlich obliegen-
de Unterhaltspflicht vorsätzlich und gröblich verletzt.“ 

Der DAV begrüßt die Aufhebung des bisherigen § 2333 Nr. 5 BGB. Die Anknüpfung 
der Pflichtteilsentziehung an einen „ehrlosen oder unsittlichen Lebenswandel wider den 
Willen des Erblassers“ ist in unserer pluralistischen Gesellschaft angesichts der heuti-
gen Wertevorstellungen weder haltbar noch handhabbar. Ferner begrüßt es der DAV, 
die bisherige Regelung durch einen anderen Tatbestand zu ersetzen, anstatt die Norm 
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ersatzlos zu streichen. Den hierzu gemachten Vorschlag des Referentenentwurfs hält 
der DAV jedoch für problematisch. Die Entziehung des Pflichtteils sollte nicht von einer 
rechtskräftigen strafrechtlichen Verurteilung abhängig gemacht werden. Die Objektivie-
rung des Tatbestandes mag zwar den Vorteil größerer Rechtssicherheit mit sich brin-
gen. Dies darf aber nicht auf Kosten einer ausgewogenen Regelung erreicht werden. 
Das Bundesverfassungsgericht (Beschluss vom 19.04.2005, 1 BvR 1644/00) fordert, 
es müssten bei § 2333 BGB Zumutbarkeitsgesichtspunkte auf Seiten des Erblassers 
berücksichtigt werden. Nach der vorgesehen Regelung könnte der Erblasser, der sei-
nem Abkömmling den Pflichtteil entziehen will, gezwungen sein, sein Kind der straf-
rechtlichen Verfolgung zu unterwerfen (durch Strafanzeige oder Strafantrag), um die 
für die Pflichtteilsentziehung erforderliche strafrechtliche Verurteilung zu erreichen. Es 
treten ferner dann Probleme auf, wenn der Erblasser zwischen der Begehung der 
Straftat und der rechtskräftigen Verurteilung verstirbt. In diesem Fall hätte er nicht die 
Möglichkeit, dem Abkömmling den Pflichtteil zu entziehen, obwohl die zur Pflichtteils-
entziehung Anlass gebende Handlung begangen wurde und der Erblasser von dieser 
Kenntnis hatte. Denn § 2336 Abs. 2 BGB verlangt, dass der Grund der Entziehung be-
reits zum Zeitpunkt der Errichtung der letztwilligen Verfügung bestehen und in dieser 
angegeben werden muss. Hierzu gehört nach der Konzeption des § 2333 Nr. 4 BGB-E 
auch die rechtskräftige Verurteilung. Hintergrund der Norm sind Zumutbarkeitserwä-
gungen seitens des Erblassers in Bezug auf eine Nachlassteilhabe bestimmter Ab-
kömmlinge. Diese Unzumutbarkeit kann sich nur auf ein bestimmtes Verhalten des 
Pflichtteilsberechtigten stützen und sollte nicht davon abhängig gemacht werden, wann 
es zu einer rechtskräftigen strafrechtlichen Verurteilung kommt. 

Das Pflichtteilsrecht hat seine Wurzel und seine Rechtfertigung in der Solidargemein-
schaft Familie, wie das Bundesverfassungsgericht betont hat. Daher kann eine Pflicht-
teilsentziehung, die sich nicht auf ein Fehlverhalten gegen den Erblasser oder gegen 
diesem nahe stehende Personen stützt, aus Sicht des DAV nur dann gerechtfertigt 
sein, wenn der Betroffene sich durch sein Verhalten aus jeglicher Solidargemeinschaft 
ausgeschlossen hat. Hierzu bedarf es eines schwerwiegenden Tatbestandes, den man 
plakativ mit den Worten „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ bezeichnen könnte. 
Pauschal auf eine Strafe von 1 Jahr ohne Bewährung abzustellen, erscheint demge-
genüber nicht sachgerecht. Zu nennen ist in diesem Zusammenhang die denkbare 
Fallkonstellation, dass ein Pflichtteilsberechtigter zu über einem Jahr Freiheitsstrafe 
wegen Steuerhinterziehung im Familienbetrieb verurteilt wird; ob diese Fallkonstellation 
ausreichend durch das Tatbestandsmerkmal „unzumutbar" erfasst ist, erscheint frag-
lich.  

Richtig ist es hingegen aus Sicht des DAV den Tatbestand an das Strafrecht anzu-
knüpfen. Man kann in diesem Zusammenhang von einem „Unwertkonsens" sprechen. 
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Handlungen des Pflichtteilsberechtigten, die die strafrechtliche Schwelle nicht über-
schreiten, hat der Erblasser im Hinblick auf das allgemeine Persönlichkeitsrecht und 
andere grundgesetzlich verbürgte Rechte des Betroffenen hinzunehmen. Daher kann 
die bloße Mitgliedschaft in einer Sekte wegen Art. 4 GG oder in einer extremistischen 
Partei wegen Art. 9 GG kein Entziehungsgrund sein.  

Welche schwerwiegenden Straftaten geeignet erscheinen, den Pflichtteilsberechtigten 
aus jeglicher Solidargemeinschaft auszuschließen, ist nicht einfach zu definieren. Hier-
unter sollten die in § 2333 Nr. 5 BGB in der Kommentarliteratur genannten Fälle der 
gewerbsmäßigen Unzucht, der Zuhälterei, des gewerbsmäßigen Rauschgifthandels, 
des Menschenhandels, der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung, der 
(fortgesetzten) Vergewaltigung, des gewerbsmäßigen Wuchers, des gewerbsmäßigen 
verbotenen Glücksspiels, des Mordes etc. fallen. Es mag auch schon die einmalige 
Begehung eines Verbrechens ausreichend für die Pflichtteilsentziehung sein. Erst recht 
kommt eine Entziehung in Betracht, wenn das Verbrechen (oder bei hinreichender qua-
litativer und / oder quantitativer Schwere Vergehen) gewerbs- oder gewohnheitsmäßig 
begangen wird.  

Daneben spricht der DAV sich dafür aus, einen Bezug zum Erblasser – ähnlich dem 
heutigen Merkmal „wider dessen Willen“ – beizubehalten. Wenn ein Zusammenwirken 
des Berechtigten und des Erblassers an der maßgeblichen Straftat oder zumindest ei-
ne Billigung seitens des Erblassers vorliegt, ist eine Pflichtteilsentziehung nicht ge-
rechtfertigt. Dies sollte als Ausnahmetatbestand formuliert werden, um die Beweislast 
für die Billigung durch den Erblasser anders als nach geltender Rechtslage dem 
Pflichtteilsberechtigten aufzuerlegen.  

Regelungsvorschlag:  

4. eine oder mehrere schwerwiegende Straftaten began-
gen hat, die geeignet erscheinen, den Abkömmling aus 
jeglicher Solidargemeinschaft auszuschließen; dies gilt 
nicht, wenn die Straftaten im Zusammenwirken oder mit 
Billigung des Erblassers erfolgten; dabei steht die 
Schuldunfähigkeit des Berechtigten einer Entziehung 
nicht entgegen, wenn die Tat eine Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus rechtfertigen würde. 

Im Falle einer entsprechenden Anpassung des Tatbestandes kann es aus Sicht des 
DAV bei der beabsichtigten Streichung von § 2336 Abs. 4 BGB bleiben. In diesen 
krassen Fällen ist § 2337 BGB hinausreichendes Korrektiv. Würde an der derzeitigen 
Fassung von § 2333 Nr. 4 BGB-E festgehalten, so sollte aus Resozialisierungsge-
sichtspunkten eine Regelung ähnlich der des heutigen § 2336 Abs. 4 BGB beibehalten 
bleiben. 
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Regelungsvorschlag:  

Im Falle des § 2333 Nr. 4 ist die Entziehung unwirksam, 
wenn sich der Berechtigte zur Zeit des Erbfalles mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit dauerhaft von 
dem dort bezeichneten Lebenswandel abgewendet und 
sich wieder in die Gemeinschaft eingefügt hat. 

Zusätzlich zu diesem Tatbestand empfiehlt der DAV, eine Generalklausel einzufügen. 
Im Unterhaltsrecht ist ein Auffangtatbestand vorgesehen (§ 1579 Nr. 7 BGB), obwohl 
§ 1579 Nr. 6 bereits generalklauselartig formuliert ist („Fehlverhalten"). Ein general-
klauselartiger Auffangtatbestand ist auch vor dem Hintergrund der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 19.4.2005 entgegen der Begründung des Gesetzes-
entwurfs auf Seite 42 als verfassungsgemäß anzusehen. Das Bundesverfassungsge-
richt hält einen generalklauselartigen Auffangtatbestand zwar nicht für geboten, hat ihn 
aber auch nicht verboten (Beschluss vom 19.4.2005, Az. 1 BvR 1644/00 Rn. 82). Auch 
den Erfordernissen der Normenklarheit wäre genüge getan, da Rechtsprechung und Li-
teratur die gegenseitig bestehenden Solidarpflichten im Rahmen der §§ 1353, 1618a 
BGB hinreichend konkretisiert haben (hierauf verweist auch das BVerfG unter  Tz 72). 

Von diesem Entziehungstatbestand könnten seelische Misshandlungen erfasst wer-
den, was bisher auch der Fall ist, wenn die Schwelle zur Körperverletzung überschrit-
ten ist und sich der Vorsatz des Handelnden sich auch hierauf bezog (wobei die 
Rechtsprechung mit der Annahme bedingten Vorsatzes sehr zurückhaltend ist, kritisch 
hierzu BVerfG Beschluss vom 19.4.2005, Az. 1 BvR 188/03), ferner das Versagen von 
Hilfe in hilfsbedürftiger Lage trotz diesbezüglicher physisch und psychisch realer und 
zumutbarer Möglichkeit (in vielen europäischen Rechtsordnungen ein Pflichtteilsent-
ziehungsgrund; heute nur über § 221 StGB, § 2333 Nr. 3 BGB unter erschwerten Vor-
aussetzungen erfasst), schließlich das Hineinziehen in die Schuldenfalle und ein offen-
sichtlich grundloses Stellen eines Betreuungsantrags (analog der Rechtsprechung zum 
groben Undank, vgl. BGH NJW 1980, 1970). Empirische Befunde zeigen, dass die 
meisten Erblasser aus solchen Gründen – und nicht aus familienfeindlichen Tendenzen 
heraus – den Pflichtteil entziehen möchten und nur mangels gesetzlicher Grundlagen 
versuchen, die Entziehung auf § 2333 Nr. 5 BGB geltender Fassung zu stützen (vgl. 
hierzu schon oben). Zu überlegen ist, ob in der Generalklausel klargestellt wird, dass 
es sich um einen Verstoß handeln muss, der eindeutig auf ein Verhalten des Pflicht-
teilsberechtigten zurückzuführen ist, um einem Missbrauch seitens der Erblasser vor-
zubeugen. Die nähere Ausgestaltung könnte – in diesem Punkt – aber auch der Recht-
sprechung überlassen werden.  

Regelungsvorschlag:  
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5. wenn ein anderer ebenso schwer wiegender Verstoß 
gegen die familiären Solidarpflichten vorliegt. 

Eine bloße Zerrüttung kann nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG Beschluss vom 19.4.2005, Az. 1 BvR 1644/00) nicht zur Pflichtteilsentziehung 
berechtigen. Keinesfalls kann eine Pflichtteilsentziehung berechtigt sein, wenn der Erb-
lasser den Kontakt zum Berechtigten grundlos abgebrochen hat. In den Fällen, in de-
nen der Abbruch des Kontaktes eindeutig auf ein Fehlverhalten des Pflichtteilsberech-
tigten zurückzuführen ist, wird eine Pflichtteilsentziehung oder zumindest Kürzung dis-
kutiert. Das österreichische Recht kennt mit § 773a ABGB eine entsprechende Rege-
lung der Pflichtteilsminderung: „(1) Standen der Erblasser und der Pflichtteilsberechtig-
te zu keiner Zeit in einem Naheverhältnis, wie es in der Familie zwischen solchen Ver-
wandten gewöhnlich besteht, kann der Erblasser den Pflichtteil auf die Hälfte mindern. 
… (3) Das Recht auf Pflichtteilsminderung steht nicht zu, wenn der Erblasser die Aus-
übung des Rechts auf persönlichen Verkehr mit dem Pflichtteilsberechtigten grundlos 
abgelehnt hat.“ Das österreichische Recht sieht diese Regelung in Einklang mit der 
Gleichstellung ehelicher und nichtehelicher Abkömmlinge. Im Ergebnis befürwortet der 
DAV eine entsprechende Regelung aufgrund unüberwindlich erscheinender Abgren-
zungsprobleme (und damit auch aus verfassungsrechtlichen Gründen) nicht.  

Die Angleichung der Pflichtteilsentziehungsgründe bei Ehegatten und Eltern an die bei 
Abkömmlingen hält der DAV für richtig. Überdenkenswert erscheint es hingegen die 
§§ 2334, 2335 BGB ersatzlos zu streichen. Hier könnten neue Wege eingeschlagen 
werden: So könnten für Ehegatten zusätzliche Pflichtteilsentziehungsgründe vorgese-
hen werden, etwa wenn der andere Ehegatte die Scheidung beantragt hat und die 
Voraussetzungen der Scheidung gegeben waren oder die Ehe von kurzer Dauer war. 
Hierdurch würde eine Angleichung an § 1579 Nr. 1 BGB erreicht.  

Auch könnte man erwägen, den Elternpflichtteil zugunsten des Ehegatten um die Hälf-
te zu kürzen, wenn die Ehe von langer Dauer war und seit der letzten Unterhaltszah-
lung, Schenkung oder sonstiger immaterieller Hilfeleistung der Eltern an den Erblasser 
(z.B. durch Betreuung der Enkelkinder, o.ä.) ein verhältnismäßig langer Zeitraum ver-
gangen ist. Zwar ist auch der Elternpflichtteil verfassungsmäßig garantiert. Eine Bevor-
zugung der absteigenden Linie vor der aufsteigenden erscheint aber aus sachlichen 
Erwägungen heraus verfassungsgemäß. Diese liegen darin, dass mit zunehmender 
Dauer der Ehe auf der einen Seite und länger zurück liegender Solidarleistungen der 
Eltern auf der anderen Seite der Vermögenszuwachs beim Erblasser vermehrt auf die 
Solidarleistungen der Ehe und weniger auf solche aus dem Elternhaus zurückzuführen 
sind. 

§ 2336 Abs. 2 BGB kann aufgrund der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts nicht 
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in eine Soll-Vorschrift umgewandelt werden, richtigerweise behält der Entwurf die Re-
gelung bei. 

Zu überdenken ist allerdings die Regelung in § 2336 Abs. 3 BGB. Nach der geltenden 
Rechtslage wird die Vorschrift als Sonderregelung zu den allgemeinen Beweisregeln 
verstanden, nach der der Erbe auch das Verschulden bzw. das Nichtvorliegen von 
Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründen beweisen muss (z.B. BGH NJW-RR 
1986, 371; anders für die Frage der Schuldunfähigkeit BGH ZEV 1998, 142). Eine 
Streichung würde zu einer Beweislastverteilung entsprechend den allgemeinen Regeln 
führen. Hierdurch würde der Beweis des Pflichtteilsentziehungsgrundes weiterhin den 
Erben obliegen. Anders als bisher würde dem Erben aber nicht mehr die Beweislast für 
das Fehlen von Rechtsfertigungsgründen oder die Schuldfähigkeit obliegen. Auf diese 
Weise würden die Anforderungen an den zu erbringenden Beweis nicht mehr, wie bis-
her, überspannt. 

Über die geltende Fassung von § 2338 BGB hinaus sollte erwogen werden, unter die 
„exheredatio bona mente“ weitere Tatbestände zu fassen wie unsinniges Schuldenma-
chen, Suchterkrankungen wie Alkoholismus und Rauschgiftsucht und sonstige psychi-
sche Störungen, die gemessen an der Lebensstellung des Abkömmlings zu unverhält-
nismäßigen Ausgaben führen können (nach herrschender Meinung sind diese von der 
geltenden Rechtslage nicht erfasst, vgl. schon Motive V, Seite 437).  

Die bloße Mitgliedschaft in einer das Vermögen konfiszierenden Sekte, die in der Lite-
ratur als Anwendungsfall von § 2338 BGB diskutiert wird, kommt für sich genommen 
wegen der dem Pflichtteilsberechtigten zustehenden Religionsfreiheit gemäß Art. 4 GG 
nicht als Pflichtteilsentziehungs- oder Pflichtteilsbeschränkungsgrund in Betracht. Die 
Fälle, in denen der Pflichtteilsberechtigte sein gesamtes Vermögen an die Sekte ver-
macht und dadurch seine eigenen Unterhaltspflichten verletzt, werden aber wohl zu ei-
nem großen Teil bereits durch die oben vorgeschlagene Erweiterung von § 2333 Nr. 3 
BGB-E erfasst. Wollte man die Mitgliedschaft in einer das Vermögen konfiszierenden 
Sekte zur Pflichtteilsbeschränkung genügen lassen, so könnte man dies möglicherwei-
se durch eine mehr wirtschaftliche Betrachtungsweise erreichen. Der Pflichtteilsberech-
tigte muss unentgeltliche Vermögenszuwendungen machen, die gemessen an seiner 
finanziellen Situation und an seinen Unterhaltsverpflichtungen unverhältnismäßig er-
scheinen. In diesem Fall könnte man es dem Erblasser erlauben, eine Generation „zu 
überspringen“. 
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